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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Die Trinkwasserversorgung in den neuen Bundesländern ent-
spricht auf Grund der 40jährigen Vergangenheit vielfach nicht 
den Anforderungen der Trinkwasserverordnung. Der Bericht 
der Bundesregierung über Maßnahmen zur Erreichung der 
EG-Trinkwasserqualitätsnormen vom Februar 1992 hat dies 
bestätigt: 

— Das Wasserversorgungsnetz ist dringend sanierungsbedürf-
tig. Die Wasserversorgungsunternehmen gehen davon aus, 
daß bis zu 50 % der Rohre saniert oder erneuert werden 
müssen. 

— Große Teile der Bevölkerung in den neuen Bundesländern 
werden gegenwärtig über die zentrale Wasserversorgung 
ständig oder zeitweise mit Wasser versorgt, das den Rechts-
normen nicht genügt. Da noch nicht alle Ergebnisse der 
Wasseruntersuchungen in den Trinkwasserversorgungsan-
lagen vorliegen und die Untersuchung der Oberflächenge-
wässer und des Grundwassers noch nicht abgeschlossen ist, 
ist das Ausmaß der Schadstoffbelastung noch nicht genau 
bekannt. 

— Von einer Überschreitung des zulässigen Nitratgehalts 
waren noch im Jahre 1989 etwa 1,3 Mio. zentral mit Trink-
wasser versorgte Einwohner betroffen. Der Bericht der 
Bundesregierung an die EG-Kommission konnte aber für 
1991 bereits feststellen, daß bei den großen zentralen Was-
serversorgungsanlagen nur 0,5 % von 10,4 Mio. davon ver-
sorgten Einwohnern Wasser mit Nitratgehalten über dem 
Grenzwert erhalten. Über die Belastungen der Kleinanlagen 
und Hausbrunnen ist noch kein Überblick vorhanden. 

— Grenzwertüberschreitungen bei Metallen, Lösemitteln und 
Trihalogenmethanen sowie mikrobiologische Beanstandun

-

gen wurden in einigen Versorgungsanlagen ebenfalls fest-
gestellt. 

— Der Situation der Trinkwasserversorgung in ländlichen 
Gebieten muß besondere Aufmerksamkeit geschenkt wer-
den. Etwa 700 000 Menschen werden mit Trinkwasser aus 
Hausbrunnen versorgt. Hier vor allem wurden erhöhte 
Gehalte an Nitrat, Nitrit oder Ammonium sowie mikrobiolo-
gische Verunreinigungen ermittelt. 

Grenzwertüberschreitungen bedeuten nicht immer eine Ge-
sundheitsgefährdung. Grenzwerte der Trinkwasserversorgung 
stellen auf lebenslange Aufnahme von Trinkwasser ab. In 
akuten Fällen haben die Gesundheitsbehörden Versorgungs-
quellen bereits geschlossen. Grenzwertüberschreitungen sind 
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aber ab einer bestimmten Höhe längerfristig aus Gesundheits-
vorsorge nicht akzeptabel. Deshalb müssen bei allen Grenz-
wertüberschreitungen Maßnahmen durch die Wasserversor-
gungsunternehmer, die Länder und die Kommunen durchge-
führt werden, um die Einhaltung der Grenzwerte sicherzustel-
len. 

Die Sicherstellung der Trinkwasserversorgung gehört zu den 
Selbstverwaltungsaufgaben der Gemeinden. Die Überwachung 
der Trinkwasserqualität ist Aufgabe der Länder. Der Bund hat 
mit dem Einigungsvertrag und dem Übereinkommen mit der 
EG-Kommission insofern Mitverantwortung übernommen, daß 
die EG-Richtlinie bis Ende 1995 eingehalten wird. Er hat eine 
Vielzahl notwendiger Schritte zur Verbesserung der Trinkwas-
serversorgung in den neuen Bundesländern eingeleitet und die 
neuen Länder bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben unter-
stützt. Insbesondere handelt es sich hierbei um folgende Maß-
nahmen: 

— Sofortprogramm Trinkwasser des Bundesministeriums für 
Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit (BMU): Förde-
rung von 187 Projekten mit 101 Mio. DM, davon 2,9 Mio. DM 
zur Untersuchung des. Trinkwassers in besonders gefährde-
ten Versorgungsgebieten, 

— Notprogramm Trinkwasser des Bundesministeriums für 
Gesundheit: Im Rahmen dieses Notprogrammes wurden für 
die Jahre 1991 und 1992 insgesamt 11 Mio. DM zu Verbes-
serung der Analytik und für Hilfen bei der modellhaften 
Trinkwasseraufbereitung zur Verfügung gestellt, 

— Umweltschutzsofortprogramm, Gemeinschaftswerk „Auf-
schwung Ost" (BMU): Es wurden insgesamt 127 Vorhaben 
aus dem Bereich der Wasserversorgung mit einer Gesamt-
fördersumme von 120 Mio. DM unterstützt, 

— Grundwassermonitoring neue Bundesländer, Forschungs- 
und Entwicklungsvorhaben: Fördervolumen 1,236 Mio. 
DM, 

— Gemeinschaftsaufgabe zur Verbesserung der Agrarstruktur 
und des Küstenschutzes (Bundesministerium für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten — BML), 

— Gemeinschaftsaufgabe zur Verbesserung der regionalen 
Wirtschaftsstruktur (Bundesministerium für Wirtschaft — 
BMWi), 

— Forschungs- und Entwicklungsvorhaben des Bundesmini-
sters für Forschung und Technologie: 27,5 Mio. DM 
(BMFT), 

— Kommunalkreditprogramm. 

Die Schadstoffbelastungen im Trinkwasser müssen so schnell 
wie möglich festgestellt und beseitigt werden. Bund, Länder, 
Gemeinden und Wasserwirtschaft sind gefordert, alles zu tun, 
um den Rechtsnormen zu genügen und einwandfreies Trink-
wasser zu gewährleisten. 
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Ziel ist es, der Bevölkerung in den neuen Bundesländern durch 
Analysen und gesundheitsgerechte Sofort- und Sanierungs-
maßnahmen gutes und gesundes Trinkwasser in ausreichen-
dem Maße zur Verfügung zu stellen. Dies entspricht dem 
Artikel 34 des Einigungsvertrages, nach dem Bund und Länder 
aufgefordert sind, die natürlichen Lebensgrundlagen des Men-
schen unter Beachtung des Vorsorge-, Verursacher- und Koope-
rationsprinzips zu schützen und die Einheitlichkeit der ökologi-
schen Lebensverhältnisse auf hohem, mindestens jedoch auf 
dem in der Bundesrepublik Deutschland erreichten Niveau zu 
fördern, 

2. der Deutsche Bundestag forde rt  die Bundesregierung auf, 
darauf hinzuwirken, daß Länder und Kommunen bei der Sanie-
rung der Trinkwasserversorgung in den neuen Bundesländern 
folgende Schwerpunkte unter Beachtung der Zuständigkeit von 
Ländern und Kommunen berücksichtigen: 

— Alle Wasserversorgungsanlagen müssen baldmöglichst und 
sachgerecht auf Grenzwertüberschreitungen der Trinkwas-
serverordnung untersucht werden. 

— Die festgestellten Grenzwertüberschreitungen müssen über 
die Gesundheitsbehörden vor Ort der Bundesregierung 
gemeldet werden, damit die notwendigen Sanierungsmaß-
nahmen von der Fachkommission „Soforthilfe Trinkwasser" 
beim Bundesgesundheitsamt mit Prioritätensetzung koordi-
niert werden können und der EG-Kommission über die 
vorgesehenen Maßnahmen berichtet werden kann. 

— Zur Sicherung der Trinkwasserversorgung sind die Oberflä-
chengewässer und das Grundwasser, die zur Trinkwasserge-
winnung genutzt werden, auf ihre Schadstoffbelastungen 
hin zu untersuchen und Sanierungspläne zu erarbeiten. 
Dazu ist eine begleitende Forschungsförderung wünschens-
wert, um eine schnelle Trinkwassersanierung sicherzustel-
len. 

— Vom Bundesgesundheitsamt muß für die außer Kraftgesetz-
ten Grenzwerte das aus Gesundheitsschutzgründen nicht 
mehr tolerierbare Ausmaß der Grenzwertüberschreitungen 
festgelegt werden, um durch Sofortmaßnahmen entspre-
chend der gesetzlichen Vorgaben Gesundheitsschädigun-
gen insbesondere von Kindern verhindern zu können. 

— Zur Gewährleistung einer wirksamen Kontrolle der Trink-
wasserqualität ist die Schulung für den Mittelbau in den 
Wasserbehörden, Gesundheitsämtern und Wasserwerken in 
den neuen Bundesländern mit Unterstützung der Verwaltun-
gen, der Wasserwirtschaft der alten Bundesländer und der 
einschlägigen Industrie durchzuführen und besonders zu 
fördern. 

— Die Bundesregierung und die Treuhand müssen in enger 
Zusammenarbeit mit den Ländern und Kommunen die 
bürokratischen und organisatorischen Hemmnisse für not-
wendige Sanierungsmaßnahmen der Trinkwasserversor- 
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gung möglichst schnell beseitigen. Insbesondere müssen die 
Wasserversorgungsunternehmen in die Trägerschaft von 
kommunalen Zweckverbänden oder privaten Unternehmen 
überführt werden, um das vorhandene Kapital für die not-
wendigen Sanierungsinvestitionen nutzen zu können. 

— Die Kontrolle und Sanierung der „Wasserversorgungsanla-
gen sonstiger Träger" und der Eigenversorgungsanlagen 
müssen von der Fachkommission „Soforthilfe Trinkwasser" 
in enger Zusammenarbeit mit den Ländern und Kommunen 
sichergestellt werden. 

— Die weitere Nitrat- und Pestizidbelastung des Grundwassers 
durch die Landwirtschaft muß durch konsequente Durchset-
zung geltenden Rechts so schnell wie möglich gemindert 
werden. Eine den Grundwasserschutz sicherstellende Dün-
gemittelanwendungsverordnung sowie die Verschärfung 
und Anwendung des Pflanzenschutzgesetzes und der Pflan-
zenschutzanwendungsverordnung muß von der Bundesre

-

gierung unverzüglich durchgesetzt werden. 

- Zur schnellen Gewährleistung des Grundwasserschutzes vor 
gefährlichen Chemikalien aus Kriegs- und militärischen 
Altlasten und Standorten, aus nicht gesicherten Sondermüll-
deponien und Altstandorten der Industrie ist wirksame Hilfe 
zu leisten, 

3. die Anträge — Drucksachen 12/1477 und 12/2735 — für erledigt 
zu erklären. 

Bonn, den 11. November 1992 

Der Ausschuß für Gesundheit 

Dr. Dieter Thomae 

Vorsitzender 

Editha Limbach 

Berichterstatterin 
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Bericht der Abgeordneten Editha Limbach 

I. Zum Beratungsverfahren 

Der Deutsche Bundestag hat den Antrag der Abgeord-
neten Klaus Lennartz u. a. und der Fraktion der SPD 
— Drucksache 12/1477 — in der 64. Sitzung am 
5. Dezember 1991 in erster Lesung beraten und dem 
Ausschuß für Gesundheit zur federführenden Bera-
tung und dem Ausschuß für Wi rtschaft, dem Ausschuß 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten, dem Aus-
schuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit, 
dem Ausschuß für Forschung, Technologie und Tech-
nikfolgenabschätzung sowie dem Haushaltsausschuß 
zur Mitberatung überwiesen. 

Der Ausschuß für Wirtschaft teilte in seiner Stellung-
nahme vom 19. Februar 1992 mit, daß er den Antrag 
mehrheitlich abgelehnt habe. Der Ausschuß für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten empfahl in 
seiner Stellungnahme vom 22. Januar 1992 ohne 
Gegenstimmen bei Stimmenthaltung von drei Mit-
gliedern der Fraktion der CDU/CSU bei Abwesenheit 
des Mitglieds der Gruppe der PDS/Linke Liste, dem 
Antrag zuzustimmen. Der Ausschuß für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit hat den Antrag in 
seiner Sitzung am 11. März 1992 beraten und mit 
einem Stimmverhältnis von 12 : 9 abgelehnt. Der Aus-
schuß für Forschung, Technologie und Technikfol-
genabschätzung hat dem Antrag in seiner Sitzung am 
19. Februar 1992 einvernehmlich zugestimmt. Der 
Haushaltsausschuß teilte in seiner Stellungnahme 
vom 11. Dezember 1991 mit, daß er den Antrag mit 
den Stimmen der Mitglieder der Fraktionen der CDU/ 
CSU und F.D.P. gegen die Stimmen der Mitglieder der 
Fraktion der SPD bei Abwesenheit der Mitglieder der 
Gruppe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der Gruppe 
der PDS/Linke Liste abgelehnt habe. 

Den Antrag der Abgeordneten Ulrich Adam u. a. und 
der Fraktion der CDU/CSU und der Abgeordneten 
Dr. Dieter Thomae u. a. und der Fraktion der F.D.P. 
— Drucksache 12/2735 — hat der Deutsche Bundestag 
in seiner 95. Sitzung am 4. Juni 1992 an den Ausschuß 
für Gesundheit zur federführenden Beratung und den 
o. g. Ausschüssen zur Mitberatung überwiesen. 

Der Ausschuß für Wirtschaft hat den Antrag in seiner 
Sitzung am 17. Juni 1992 mehrheitlich bei einer 
Enthaltung angenommen und empfohlen, die Inten-
tionen der Gemeinsamen Erklärung des Bundesmini-
sters für Wirtschaft, Bundesminister für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit und des Bundes-
ministers des Innern sowie der Umweltminister der 
Bundesländer, insbesondere bezüglich Kommunali-
sierung, Privatisierung und rascher Entscheidungen 
vor Ort, einzubeziehen. Der Ausschuß für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten hat in seiner Sitzung am 
17. Juni 1992 mehrheitlich (9 : 8 : 2) beschlossen, von 
einer inhaltlichen Beratung abzusehen unter aus-
drücklichem Hinweis darauf, daß der inhaltlich wei-
tergehende Antrag der Fraktion der SPD — Drucksa

-

che 12/1477 — in der Sitzung am 22. Januar 1992 
angenommen worden sei. Der Ausschuß für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit hat keine Stel-
lungnahme abgegeben. Der Ausschuß für Forschung, 
Technologie und Technikfolgenabschätzung hat in 
seiner Sitzung am 24. Juni 1992 auf eine Beschlußfas-
sung verzichtet, da der federführende Ausschuß einen 
neuen interfraktionellen Entwurf erarbeiten wolle. 
Der Haushaltsausschuß hat dem Antrag in seiner 
Sitzung am 17. Juni 1992 mit den Stimmen der 
Mitglieder der Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. 
gegen die Stimmen der Mitglieder der Fraktion der 
SPD bei Abwesenheit der Mitglieder der Gruppe 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der Gruppe der 
PDS/Linke Liste zugestimmt. 

Der Ausschuß für Gesundheit hat die Beratung des 
Antrags der Fraktion der SPD — Drucksache 
12/1477 — in seiner 27. Sitzung am 11. März 1992 
aufgenommen und in der 28. Sitzung am 18. März 
1992 sowie der 31. Sitzung am 6. Mai 1992 fortgesetzt. 
In der 33. Sitzung am 17. Juni 1992 und der 34. Sitzung 
am 24. Juni 1992 hat er die Beratung unter Einbezie-
hung des Antrags der Fraktionen der CDU/CSU und 
F.D.P. — Drucksache 12/2735 — fortgesetzt. In der 
35. Sitzung am 25. Juni 1992 wurde eine interfraktio-
nelle Entschließung eingebracht und einstimmig 
unter dem Vorbehalt einer noch einzuholenden Stel-
lungnahme des Haushaltsausschusses angenom-
men. 

Der Haushaltsausschuß empfahl in seiner Stellung-
nahme vom 7. Oktober 1992 folgende Änderungen 
vorzunehmen: 

a) In Nummer 2 hinter den Worten „die Bundesregie-
rung auf," die Worte „darauf hinzuwirken, daß 
Länder und Kommunen" einzufügen und 

b) die Spiegelstriche 

— Solange die neuen Landeswassergesetze zur 
Umsetzung des Wasserhaushaltsgesetzes noch 
nicht in allen Ländern erarbeitet und in Kraft 
sind, muß die Bundesregierung mit dafür Sorge 
tragen, daß das noch gültige Wassergesetz der 
Deutschen Demokratischen Republik zur Si-
cherung des Gewässerschutzes angewendet 
wird. 

— Zur finanziellen Absicherung der Modellvor-
haben sollte das Gemeinschaftswerk „Auf-
schwung Ost" im Rahmen der vorhandenen 
Möglichkeiten in den nächsten Jahren weiter-
geführt und der bisherige Ansatz für die Siche-
rung der Trinkwasserversorgung in den neuen 
Bundesländern soweit wie möglich im Rahmen 
der Haushaltsansätze aufgestockt werden. Da-
bei ist zu prüfen, ob durch Zinssubventionen, 
anstelle der direkten Zuschüsse das Gesamt- 
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volumen für die notwendigen Investitionen 
wesentlich wirksamer gestaltet werden kann. 

zu streichen. 

In seiner 46. Sitzung am 11. November 1992 nahm der 
Ausschuß für Gesundheit die Beratung wieder auf. Da-
bei machten sich die Fraktionen der CDU/CSU und 
F.D.P. die Empfehlung des Haushaltsausschusses zu 
eigen und hielten den so veränderten Antrag aufrecht. 
Die Mitglieder der Fraktion der SPD und das Mitglied 
der Gruppe der PDS/Linke Liste folgten der Empfehlung 
des Haushaltsausschusses nicht und hielten den 
ursprünglichen Antrag der Fraktion der SPD aufrecht. 

Der Ausschuß für Gesundheit hat mit den Stimmen der 
Mitglieder der Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. 
gegen die Stimmen der Mitglieder der Fraktion der 
SPD und des Mitglieds der Gruppe der PDS/Linke 
Liste bei Stimmenthaltung eines Mitglieds der Frak-
tion der CDU/CSU den Antrag der Fraktion der SPD 
abgelehnt und dem vorstehend abgedruckten Antrag 
zugestimmt. 

II. Zum Inhalt des Antrags 

Mit dem vom Ausschuß angenommenen interfraktio-
nellen Antrag soll die Bundesregierung aufgefordert 
werden, unter Beachtung der Zuständigkeit von Län

-

dern und Kommunen u. a. folgende Schwerpunkte zu 
berücksichtigen: 

— alle Wasserversorgungsanlagen baldmöglichst auf 
Grenzwertüberschreitungen zu untersuchen, 

— zur Trinkwassergewinnung genutzte Oberflä-
chengewässer und das Grundwasser auf Schad-
stoffbelastungen zu untersuchen und Sanierungs-
pläne zu erarbeiten, 

— Überführung der Wasserversorgungsunterneh-
men in die Trägerschaft von kommunalen Zweck-
verbänden oder privaten Unternehmen, um das 

vorhandene Kapital für die notwendigen Sanie-
rungsmaßnahmen nutzen zu können. 

III. Zu den Beratungen im Ausschuß 

Einmütig stellt der Ausschuß fest, daß die Sanierung 
der Trinkwasserversorgung in den neuen Bundeslän-
dern eine vordringliche Aufgabe sei. Das Wasserver-
sorgungsnetz sei dringend sanierungsbedürftig, 
schätzungsweise die Hälfte der Rohre müsse saniert 
oder erneuert werden. Die Schadstoffbelastung im 
Trinkwasser müsse so schnell wie möglich beseitigt 
werden. Bund, Länder, Gemeinden und Wasserwirt-
schaft seien gefordert, a lles zu unternehmen, um die 
Bevölkerung in den neuen Bundesländern so bald wie 
möglich mit einwandfreiem Trinkwasser versorgen zu 
können. 

Ziel sei es, der Bevölkerung in den neuen Bundeslän-
dern durch Analysen und gesundheitsgerechte Sofort-
und langfristige Sanierungsmaßnahmen gutes und 
gesundes Trinkwasser in ausreichendem Maße zur 
Verfügung zu stellen. Dies entspreche Artikel 34 des 
Einigungsvertrages, nach dem Bund und Länder auf-
gefordert seien, die natürlichen Lebensgrundlagen 
der Menschen unter Beachtung des Vorsorge-, Verur-
sacher- und Kooperationsprinzips zu schützen und die 
Einheitlichkeit der ökonomischen und ökologischen 
Lebensverhältnisse auf hohem, mindestens jedoch auf 
dem in der Bundesrepublik Deutschland erreichten 
Niveau zu fördern. 

Die ausreichende Versorgung der Bevölkerung mit 
einwandfreiem Trinkwasser sei eine Grundvorausset-
zung für den ökonomischen und ökologischen Aufbau 
in den neuen Bundesländern. Insbesondere bürokra-
tische und organisatorische Hemmnisse seien bei der 
Sanierung von Wasserversorgungsanlagen möglichst 
schnell von Bund, Treuhand, Ländern und Gemein-
den zu besei tigen. 

Bonn,  den 11. November 1992 

Editha Limbach 

Berichterstatterin 


